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fen der ersten Generation ist die um ein 
Vielfaches höhere Flächenausbeute. Im 
Juli 2009 initiierte ExxonMobil mit Synthetic 
Genomics Inc. (SGI) ein Forschungspro-
gramm zur Entwicklung dieser Technolo-
gie. Ein weiterer Meilenstein wurde letzten 
Sommer erreicht, mit der Inbetriebnahme 
eines Treibhauses zur Umsetzung der bis-
herigen Laborerkenntnisse in den Pilot-
massstab. Sollten auch die nächsten Schrit 
te erfolgversprechend sein, will ExxonMobil 
bis zu 600 Millionen Dollar in diese neue 
Technologie investieren.    

Diese wenigen Beispiele illustrieren – 
stellvertretend für viele weitere – das 
grosse Interesse an Biotreibstoffen der 
zweiten Generation. Während die verfah-
renstechnischen Herausforderungen in den 
meisten Fällen lösbar sind, steht oft die 
Minimierung der Produktionskosten und 
damit die Wirtschaftlichkeit dieser Verfah-
ren im Vergleich zu konventionellen Her-
stellungsprozessen im Vordergrund. Die 
grosse Zahl verschiedener Verfahren lässt 
in den nächsten Jahren eine Kommerziali-
sierung erwarten.     �

 
 
 
 
 
Erneuerbare Energien international (Energie-Lunch vom 12. April 2011) 

Die Richtlinie der EU über erneuerbare Ener-
gien und die Position der Schweiz 
jeb. Im Vorfeld der für Ende Juni geplanten Veröffentlichung verschiedener Stu-
dien des Bundesamtes für Energie lud der Schweizerische Energierat zu einem 
Energie-Lunch über die EU-Richtlinie zu den erneuerbaren Energien und die 
Schwierigkeiten ihrer allfälligen Umsetzung. Als Referent war der Vorsitzende der 
Sachgruppe erneuerbare Energien von swisselectric, Ralph Baumann, geladen. 
Wir berichten über Hauptergebnisse aus Referat und Diskussion. 

Die erneuerbaren Energien im  
20/20/20-Ziel der EU 
 
Die Europäische Union will bekanntlich bis 
2020 ihren Treibhausgasausstoss um 20 
Prozent senken, ihren Energieverbrauch 
ebenfalls um 20 Prozent senken und den 
Anteil der erneuerbaren Energien am Ge-
samtverbrauch (Strom, Wärme und Ver-
kehr) von heute rund 10 auf 20 Prozent 
steigern. Pro Mitgliedland wurden indivi-
duelle Zahlen festgelegt. Dabei gilt, dass 
Verbesserungen in der Energieeffizienz 
und damit verbundener Rückgang des 
Energieverbrauchs natürlich eine Erleich-
terung bringen, indem bei gleich bleiben-
dem Prozentsatz der Zubaubedarf an er-
neuerbaren Energien abnehmen würde.  
 
Für die Schweiz würde der EU-Massstab 
bedeuten, ihren Anteil erneuerbarer Ener-
gien am Gesamtenergieverbrauch von 
heute bereits erreichten 20 Prozent auf 32 
Prozent zu erhöhen. Von den Ausnahme-
klauseln in der Richtlinie könnte unser 
Land nicht Gebrauch machen, da sie in 
den Jahren 2001 bis 2005 nicht über 2 
Prozent erneuerbare Energien zugebaut 
hat und da ihr Ziel mit 32 Prozentanteil 

klar unter der Ausnahmeschwelle von 50 
Prozent liegt.  
 
Nationale Aktionspläne: Einfache Fort-
schreibung oder Investitionssignal? 
 
Die Mitgliedstaaten haben – oft verspätet – 
ihre nationalen Aktionspläne für die er-
neuerbaren Energien eingereicht; die EU 
Kommission wertet sie derzeit aus. Ein 
Bericht wird für Ende 2011 erwartet. Im 
Grunde genommen handelt es sich um 
eine einfache Fortschreibung des Bisheri-
gen statt um realistische Investitionssig-
nale mit Aussagen zu den nationalen För-
dersystemen. Abzuwarten bleibt, ob die 
Katastrophe von Fukushima zusätzlichen 
Antrieb gibt.  
 
Der Hauptteil des Ausbaus mit erneuerba-
ren Energien ist in allen Ländern vom 
Strom zu leisten. Dabei dominieren in den 
nationalen Aktionsplänen Wind und Foto-
voltaik. Dies bedeutet, dass der Regel-
energiebedarf steigt, der Netzausbau vor-
angetrieben werden muss und ein neues 
Marktdesign nötig wird. Für die Elektro-
mobilität wird bis 2020 nur ein geringer 
Beitrag gesehen.  
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Position und Anliegen der Schweiz 
 
Die Schweiz hat dank der Grosswasser-
kraft bereits heute einen Anteil der erneu-
erbaren Energien am Gesamtenergiever-
brauch von rund 20 Prozent, was dem 
geforderten EU-Globalziel für 2020 ent-
spricht und nur von fünf der insgesamt 27 
EU-Mitgliedstaaten übertroffen wird.  
 
Allfällige Verhandlungen über die EU-
RES-Richtlinie sollten sicherstellen, dass 
das bisherige und zukünftige Engagement 
der Schweiz berücksichtigt wird. Eigentlich 
sollte hier Verhandlungsspielraum beste-
hen, da die Mitgliedstaaten der EU ja im 
Wesentlichen nur das Bestehende fort-
schreiben. Als Trümpfe sollte Folgendes 
ausgespielt werden: 
 
� Die zuverlässigen und stabilen Schwei-

zer Transportnetze tragen relevant zur 
Netzstabiliät und zur Versorgungssicher-
heit Europas bei. 
 

� Pumpspeicherung ist wichtig, um unre-
gelmässig anfallenden Wind- und Son-
nenstrom in grossen Mengen ins Strom-

netz zu integrieren. In der Energiege-
samtbilanz gemäss EU-Berechnungs-
formel schlägt die Pumpspeicherung 
aber wegen ihres Energiebedarfs ne-
gativ zu Buche. 
 

� Schweizer Stromunternehmen haben 
relevante Investitionen in Anlagen für 
erneuerbare Energien im europäischen 
Ausland getätigt, welche gemäss EU-
Berechnungsformel an ein allfälliges 
Ziel der Schweiz anzurechnen sind. 

 
� Grüne Mehrwerte wie Herkunftsaus-

weise aus Schweizer Produktion auf-
grund von physischen Exporten von 
Grünstrom sollen als solche anerkannt 
werden.  

 
Notwendige Beteiligung an  
Kooperationsmechanismen 
 
Eine möglichst hohe Ausschöpfung der 
inländischen Potenziale in den Bereichen 
Wärme (Wärmepumpen und Fernwärme) 
und Verkehr erscheint volkswirtschaftlich 
am sinnvollsten, da dort mengenmässig 
die interessantesten Potenziale liegen. 

Landesziele für den Ausbau des Anteils erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch
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Denn selbst das beschlossene Ausbauziel 
von 5,4 TWh Grünstrom wird ohne Aus-
landsanteil nur sehr schwer zu erreichen 
sein. Daher ist eine Beteiligung an den in 
der Richtlinie angelegten Kooperations-
mechanismen nötig. Die Schweiz hat ein 
klares Interesse, in geeigneter Form in die 
Erarbeitung der Kooperationsmechanismen 
einbezogen zu werden, damit das Zubau-
ziel überhaupt erreicht werden kann und 
gleichzeitig allzu hohe Kosten vermieden 
werden können. Allerdings ist zu befürch-
ten, dass nur Strom aus den teuersten 
Technologien gehandelt würde, weshalb 
wohl ein Ausbau der kostendeckenden 
Einspeisevergütung (KEV) trotzdem sinn-
voller sein könnte und die Wertschöpfung 
dabei im Inland bliebe.  

Das Energiewirtschaftliche Institut zu Köln 
(ewi) hat im April 2010 eine Studie veröf-
fentlicht, die zeigt, dass national abge-
schottete Fördersysteme weit weniger ef-
fizient sind als ein harmonisiertes Han-
delssystem. Die Einsparungen durch den 
Grünstromhandel dürften sich danach bis 
2020 auf etwa 100 Milliarden Euro belau-
fen. Treiber der Ersparnis sind natürlich 
die Abstimmung der Technologie auf die 
geografischen und klimatischen Verhält-
nisse in den einzelnen Ländern, wodurch 
unrentable Subventionen eingespart wer-
den können. Mit einem harmonisierten 
Handelssystem leisten Wasser, Wind und 
Biomasse einen grossen Beitrag, während 
insbesondere die Fotovoltaik klar aus dem 
Produktionsmix fällt.      � 

 
 

 

 
 
 
International Advanced Mobility Forum (IAMF) und EU-Weissbuch 

Mobilität auf dem Weg zur Transformation des 
Energiesystems 
jeb. Bereits zum vierten Mal fand das International Advanced Mobility Forum 
(IAMF) als «Denkfabrik» des Genfer Automobilsalons statt, das auch dieses Jahr 
von Organisationen der Energieträger Strom, Erdgas und Erdöl, vom Paul Scher-
rer Institut und vom Schweizerischen Energierat und anderen unterstützt wurde. 

Thematischer Aufbau 
 
Abgesehen von einer Handvoll Hauptvor-
trägen widmete das IAMF seine Aufmerk-
samkeit neben der Förderung der Markt-
einführung in erster Linie den folgenden 
Themenbereichen: 
� Unterschiedliche Antriebssysteme 
� Fortschrittliche Fahrzeugtechnologien 
� Multikriterien- und Lebenszeitanalyse 
� Energiespeicherung und Infrastrukturpro-

bleme. 
 
Es kann hier nicht darum gehen, einen 
technisch-wissenschaftlichen Bericht nach-
zuzeichnen; vielmehr sollen bloss ein paar 
Eindrücke wiedergegeben werden, die zur 
Anschaulichkeit des komplexen Problem-
kreises beitragen können. 
 
Unterschiedliche Antriebssysteme 
 
In einer ersten Phase geht es darum, die 
Effizienz der heute bekannten Fahrzeuge 
zu verbessern. Mittelfristig dann um An-
triebe, die wenig CO2 emittieren und erst 

in einer Langfristperspektive um den Ein-
satz erneuerbarer Energien im Verkehr. 
 
Die Verkehrsinfrastrukturen sind so zu ge-
stalten, dass sie zuverlässige Voraussa-
gen über die Transportzeiten erlauben und 
den Zugang zu städtischen Regionen er-
möglichen. 
 
Als künftiger Treibstoff unsicher und des-
halb wiederholt in Frage gestellt wurde der 
Wasserstoff. Dennoch scheint Deutschland 
eine Wasserstoffinfrastruktur aufbauen zu 
wollen. Dass Biotreibstoffe und Elektrizität 
aus erneuerbaren Primärenergien eine Zu-
kunft haben, scheint dagegen unbestritten. 
Dasselbe gilt für synthetische Stoffe und 
Strom, der aus Atomenergie gewonnen 
werden kann. Der Hinweis auf die Kern-
kraft ist auch nach der Katastrophe von 
Fukushima wichtig, weil nur mit einem in-
tegrierten Ansatz die CO2-Emissionen des 
Verkehrs gesenkt werden können. 
 
Was die vielfältigen Anforderungen an Bio-
treibstoffe betrifft, wurde auf die Notwen-


